
Der Tagesspiegel 1 8.1 2.2004 

Für Mieter kann es ungerr werden 
Nach dem Urteil über Subventionsküra~ng irn ~o~ial~vohnungsbau müssen 20 OOO ~ai~sha l tc  mit halicren Kosten rcchncn 

VON CHRISTIAN VAN LFSSEN - - - - - - - -- -- -- - . 

Die Verbände der Berliner Wohnungsun- 
ternehmen schlagen Alarm: Sie erwarten 
Verluste von mehr als drei Miiarden 
Euro, erhebliche Mietsteigerungen, Insol- 
venzen. Und Mieterverein-Hauptge- 
schäftsführer Hartrnann Vetter sieht für 
Mieter ,ungemütliche Zeiten" voraus. 

Anlass für die Aufregung ist das Urteil 
des Berliner Oberverwaltungsgerichts, 
das ineinem Musterprozess Subventions- 
kürzmgen des Senats für rechtens hielt. 
Wie berichtet. wies das Gericht den An- 
spruch eines Wohnungsunternehmens 
aufAnschlussf6rderung (über die 1 5-jäh- 

rige Grundsubvention hinaus) ab. Rund 
20 000 Soziaimieter müssen damit rech- 
nen, mit der so genannten Kostenmiete 
rund dass Doppelte zu zahlen, eventuell 
zwölfEuro kalt oder gar mehr pro Quadrat- 
meter. Der Mietspiegel gilt hier nicht. Der 
Senat hatte die Kürzung Anfang 2003 be- 
schlossen, 4000 Wohnungen ab der För- 
derjahre 1986 und 1987 sind bislang da- 
von betroffen, 16 000 weitere bis 201 3. 

Der Senat wiU mit dem Subventions- 
stopp in den nächsten 25 Jahren 2,1 Milii- 
arden Euro einsparen, um den Haushalt 
zu konsolidieren. Vetter wies daraufhin, 
dass zahlreiche Unternehmen einstwei- 
lige Anordnungen gegen den Stopp der 

Anschliissförderung erwirkt haben. Sie 
seien bis zu einer Entscheidung des Bun- 
desverwaitungsgerichts, frühestens in ei- 
nem Jahr, wirksam. Seines Wissens hätte 
biskuig kein Hauseigentümer die Kosten- 
miete verfangt oder durchsetzen können, 
betonte Vetter. ,,Die ganze Schärfe ist 
noch nicht eingetreten." Im Übrigen hat- 
ten sich Bauherren durch das jahrzehnte- 
lange Fördersystem des Soziaien Woh- 
nungsbaus ,dumm und dämlich ver- 
dient''. Der Aufschrei nach dem OVG-Ur- 
teil sei nichts als ein ,,Horrorszenario". 

Der Verband Berlin-Brandenbwlj- 
scher Wohnungsunternehmen (BBU) 
und der Landesverband Freier Immobi- 

lien- und Wohnungsunternehmen 
(LFW) sehen das anders. Man prüfe - 
wie auch das unterlegene Wohnungsun- 
ternehsnen - Revision einzuiegen, das Ur- 
teil des OVG hatte die Verbände über- 
rascht und bestürzt. Denn das Gericht sei 
zuvor im einsiweiligen Rechtsschutzver- 
fahren in zahlreichen FaUen zum Schluss 
gekommen, dass es rechtswidrig sei, die 
Anschlussforderung zu versagen. 

Eine Verweigerung aber habe für die 
Wohnungsuntemehmen zurn Teil drama- 
tische Folgen, sagten die Vorstände Lud- 
wig Burkardt (BBU) und Walter Rasch 
(LFW). Der Einnahrneausfail könne nur 
durch weniger Investitionen in den Woh- 

nungsbestmd, drastisch höhcrc Mieten 
und Wohnungsverkaufe kompeiisiert 
werden. Die Senatsvennialtung für Stadt- 
entwickiung wies auf ,,Härtefailregrluri- 
gen" für Mieter hin. Im vergangencn ]&r 
seien 900 000 Euro beansprucht war- 
den. Härtefall-Mittel erhielten in d i~s i i n  
Jahr 345 Mieterhaushalte. h a p p  10 MI- 
lionen Euro sind fk Härtefälle L005 h- 
reitgesteflt. „Wir sind uns unserer Vcrullr- 
wortung für die Mieter in den Sozialfieh 
nungen bewusst", versicherte gestei ri St- 
natorin Ingeborg Junge-Reyer (SIW). 

- Info-Telefon der Investitionsbank f i r  
betroffene Mieter unter 2125 2660. 


